
E n t wu r f  

Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom …………………………… über 
die Voraussetzungen für die Einreihung in die einzelnen Modellfunktionen (Zugangs-
verordnung) 

Auf Grund des § 28 Abs. 3 des Burgenländischen Landesbedienstetengesetzes 2020 - Bgld. 
LBedG 2020, LGBl. Nr. xx/xxxx, wird verordnet: 

1. Abschnitt 

§ 1 

Für die Einreihung in jene Modellfunktionen, die weder durch Berufsgesetze geregelt noch von § 28 
Abs. 3 Bgld. LBedG 2020 erfasst sind, sind die in den folgenden Abschnitten genannten einschlägigen 
Ausbildungen und facheinschlägigen Erfahrungen Voraussetzung. 

2. Abschnitt 

Berufsfamilie Strategische Expertinnen bzw. Experten 

§ 2 

Strategische Expertinnen bzw. Experten 

Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Strategische Expertinnen bzw. Experten“ ist 
ein fachlich einschlägiges (Fach-)Hochschulstudium (mindestens Master - Niveau) und eine mehrjährige 
fachlich einschlägige Berufserfahrung. 

3. Abschnitt 

Berufsfamilie Verwaltung/Administration 

§ 3 

Verwaltung/Administration Servicedienste 

Für die Einreihung in die Modellfunktion „Verwaltung/Administration Servicedienste“ ist keine 
fachlich einschlägige Ausbildung erforderlich. 

§ 4 

Verwaltung /Administration Sachbearbeitung Allgemein 

Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Verwaltung/Administration Sach-
bearbeitung Allgemein“ ist eine fachlich einschlägige Lehrabschlussprüfung, ein fachlich einschlägiger 
Fachschulabschluss oder eine gleichwertige Ausbildung. 

§ 5 

Verwaltung/Administration Sachbearbeitung 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Verwaltung/Administration Sach-
bearbeitung“ ist die Reifeprüfung. 



(2) Die in Abs. 1 genannte Voraussetzung kann durch eine fachlich einschlägige Lehrabschluss-
prüfung, einen fachlich einschlägigen Fachschulabschluss oder eine gleichwertige Ausbildung und eine 
mindestens sechsjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Verwaltung/Administra-
tion Sachbearbeitung Allgemein“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre ersetzt 
werden. 

§ 6 

Verwaltung/Administration Spezialistinnen bzw. Spezialisten 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Verwaltung/Administration 
Spezialistinnen bzw. Spezialisten“ ist eine fachlich einschlägige Reifeprüfung oder ein fachlich 
einschlägiges (Fach-)Hochschulstudium (mindestens Bachelor - Niveau). 

(2) Die in Abs. 1 genannte Voraussetzung kann ersetzt werden 

 1. durch eine Reifeprüfung und eine mindestens dreijährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der 
Modellfunktion „Verwaltung/Administration Sachbearbeitung“ oder gleichwertige fachlich ein-
schlägige Berufserfahrungsjahre oder 

 2. durch die in § 5 Abs. 2 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens sechsjährige 
fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Verwaltung/Administration Sachbearbei-
tung“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre. 

§ 7 

Verwaltung/Administration Fachexpertinnen bzw. Fachexperten 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Verwaltung/Administration Fach-
expertinnen bzw. Fachexperten“ ist ein fachlich einschlägiges (Fach-)Hochschulstudium (mindestens 
Master - Niveau) und eine mehrjährige fachlich einschlägige Berufserfahrung. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können ersetzt werden 

 1. durch die in § 6 Abs. 1 genannten Voraussetzungen und eine mindestens sechsjährige fachlich 
einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Verwaltung/Administration Spezialistinnen bzw. 
Spezialisten“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre oder 

 2. durch die in § 6 Abs. 2 Z 1 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens 
sechsjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Verwaltung/Administration 
Spezialistinnen bzw. Spezialisten“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre 
oder 

 3. durch die in § 6 Abs. 2 Z 2 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens sechs-
jährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Verwaltung/Administration 
Spezialistinnen bzw. Spezialisten“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungs-
jahre. 

4. Abschnitt 

Berufsfamilie Ärztliche Expertinnen bzw. Experten 

§ 8 

Ärztliche Expertinnen bzw. Experten 

Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Ärztliche Expertinnen bzw. Experten“ ist 
das Hochschulstudium „Veterinärmedizin“ oder im Bereich der Humanmedizin die Anerkennung zur 
Ärztin oder zum Arzt für Allgemeinmedizin oder eine abgeschlossene Ausbildung zur Fachärztin oder zum 
Facharzt. 

5. Abschnitt 

Berufsfamilie Technik 

§ 9 

Technische Sachbearbeitung Allgemein 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Technische Sachbearbeitung Allgemein“ 
ist eine fachlich einschlägige Lehrabschlussprüfung, ein fachlich einschlägiger Fachschulabschluss oder 
eine gleichwertige Ausbildung. 



(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können durch eine Lehrabschlussprüfung oder einen 
Fachschulabschluss und eine mindestens sechsjährige fachlich einschlägige Berufserfahrung ersetzt 
werden. 

§ 10 

Technische Sachbearbeitung 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Technische Sachbearbeitung“ ist die 
Reifeprüfung. 

(2) Die in Abs. 1 genannte Voraussetzung kann ersetzt werden 

 1. durch die in § 9 Abs. 1 genannten Voraussetzungen und eine mindestens sechsjährige fachlich 
einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Technische Sachbearbeitung Allgemein“ oder 
gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre oder 

 2. durch die in § 9 Abs. 2 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens sechsjährige 
fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Technische Sachbearbeitung Allgemein“ 
oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre. 

§ 11 

Technische Spezialistinnen bzw. Spezialisten 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Technische Spezialistinnen bzw. Spezia-
listen“ ist eine fachlich einschlägige Reifeprüfung oder ein fachlich einschlägiges (Fach-)Hochschul-
studium (mindestens Bachelor - Niveau). 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können ersetzt werden 

 1. durch eine Reifeprüfung und eine mindestens fünfjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der 
Modellfunktion „Technische Sachbearbeitung“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufs-
erfahrungsjahre oder 

 2. durch die in § 10 Abs. 2 Z 1 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens fünf-
jährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Technische Sachbearbeitung“ oder 
gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre oder 

 3. durch die in § 10 Abs. 2 Z 2 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens fünf-
jährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Technische Sachbearbeitung“ oder 
gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre. 

§ 12 

Technische Fachexpertinnen bzw. Fachexperten 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Technische Fachexpertinnen bzw. Fach-
experten“ ist ein fachlich einschlägiges (Fach-)Hochschulstudium (mindestens Master - Niveau) und eine 
mehrjährige fachlich einschlägige Berufserfahrung. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können durch die in § 11 Abs. 1 genannten Voraus-
setzungen und eine mindestens achtjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion 
„Technische Spezialistinnen bzw. Spezialisten“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungs-
jahre ersetzt werden. 

6. Abschnitt 

Berufsfamilie Infrastruktur 

§ 13 

Infrastruktur Assistenzdienst 

(1) Für die Einreihung in die Modellfunktion „Infrastruktur Assistenzdienst“, Gehaltsband 1 bis 
Gehaltsband 3, ist keine fachlich einschlägige Ausbildung erforderlich. 

(2) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Infrastruktur Assistenzdienst“, Gehalts-
band 4 und Gehaltsband 5, ist eine Lehrabschlussprüfung. 

(3) Die in Abs. 2 genannte Voraussetzung kann durch eine mindestens zehnjährige fachlich ein-
schlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „Infrastruktur Assistenzdienst“, Gehaltsband 1 bis Gehaltsband 
3, oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre ersetzt werden. 



§ 14 

Infrastruktur Facharbeiterinnen bzw. Facharbeiter 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Infrastruktur Facharbeiterinnen bzw. 
Facharbeiter“ ist eine fachlich einschlägige Lehrabschlussprüfung oder ein fachlich einschlägiger 
Fachschulabschluss. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können ersetzt werden 

 1. durch eine Lehrabschlussprüfung und eine mindestens zehnjährige fachlich einschlägige Tätigkeit 
in der Modellfunktion „Infrastruktur Assistenzdienst“, Gehaltsband 4 und Gehaltsband 5, oder 
gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre oder 

 2. durch facheinschlägige Zusatzausbildungen und eine mindestens zehnjährige fachlich einschlägige 
Tätigkeit in der Modellfunktion „Infrastruktur Assistenzdienst“, Gehaltsband 1 bis Gehaltsband 3, 
oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre. 

§ 15 

Infrastruktur Anlagenbetreuung 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Infrastruktur Anlagenbetreuung“ ist eine 
fachlich einschlägige Meisterprüfung. 

(2) Die in Abs. 1 genannte Voraussetzung kann durch eine fachlich einschlägige Lehrabschluss-
prüfung oder einen fachlich einschlägigen Fachschulabschluss und eine mindestens fünfjährige fachlich 
einschlägige Berufserfahrung in der Anlagenbetreuung ersetzt werden. 

§ 16 

Infrastruktur Spezialisierte Facharbeiterinnen bzw. Facharbeiter 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Infrastruktur Spezialisierte Fach-
arbeiterinnen bzw. Facharbeiter“ ist eine fachlich einschlägige Meisterprüfung und eine mindestens 
dreijährige fachlich einschlägige Berufserfahrung. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können durch die in § 14 Abs. 1 genannten Voraus-
setzungen und eine mindestens fünfjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion 
„Infrastruktur Facharbeiterinnen bzw. Facharbeiter“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufs-
erfahrungsjahre ersetzt werden. 

7. Abschnitt 

Berufsfamilie Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) 

§ 17 

IKT Support 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „IKT Support“ ist eine fachlich 
einschlägige Lehrabschlussprüfung oder ein fachlich einschlägiger Fachschulabschluss. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können durch einen Pflichtschulabschluss und eine 
mindestens dreijährige fachlich einschlägige Tätigkeit im IKT - Bereich ersetzt werden. 

§ 18 

IKT Systemadministration und Systembetrieb 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „IKT Systemadministration und 
Systembetrieb“ ist eine fachlich einschlägige Reifeprüfung. 

(2) Die in Abs. 1 genannte Voraussetzung kann ersetzt werden 

 1. durch die in § 17 Abs. 1 genannten Voraussetzungen und eine mindestens dreijährige fachlich 
einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT Support“ oder gleichwertige fachlich 
einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - Bereich oder 

 2. durch die in § 17 Abs. 2 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens sechsjährige 
fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT Support“ oder gleichwertige fachlich 
einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - Bereich. 



§ 19 

IKT Systementwicklung 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „IKT Systementwicklung“ ist ein fachlich 
einschlägiges (Fach-)Hochschulstudium (mindestens Bachelor - Niveau). 

(2) Die in Abs. 1 genannte Voraussetzung kann ersetzt werden 

 1. durch eine fachlich einschlägige Reifeprüfung und eine mindestens dreijährige fachlich 
einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT Systemadministration und Systembetrieb“ oder 
gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - Bereich oder 

 2. durch die in § 18 Abs. 2 Z 1 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens 
sechsjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT Systemadministration 
und Systembetrieb“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - 
Bereich oder 

 3. durch die in § 18 Abs. 2 Z 2 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens 
neunjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT Systemadministration und 
Systembetrieb“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - Bereich. 

§ 20 

IKT Systemberatung 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „IKT Systemberatung“ ist ein fachlich 
einschlägiges (Fach-)Hochschulstudium (mindestens Master - Niveau) und eine mindestens dreijährige 
fachlich einschlägige Berufserfahrung im IKT - Bereich. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können ersetzt werden 

 1. durch ein fachlich einschlägiges (Fach-)Hochschulstudium (mindestens Bachelor - Niveau) und 
eine mindestens fünfjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT 
Systementwicklung“ oder gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - 
Bereich oder 

 2. durch die in § 19 Abs. 2 Z 1 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens 
achtjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT Systementwicklung“ oder 
gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - Bereich oder 

 3. durch die in § 19 Abs. 2 Z 2 genannten Voraussetzungen sowie eine weitere mindestens 
zehnjährige fachlich einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion „IKT Systementwicklung“ oder 
gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre im IKT - Bereich. 

8. Abschnitt 

Berufsfamilie Soziale Arbeit/Sozialer Dienst 

§ 21 

Soziale Arbeit/Sozialer Dienst Sachbearbeitung 

Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Soziale Arbeit/Sozialer Dienst Sachbe-
arbeitung“ ist eine fachlich einschlägige Reifeprüfung oder eine gleichwertige Ausbildung. 

§ 22 

Soziale Arbeit/Sozialer Dienst Spezialistinnen bzw. Spezialisten 

Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Soziale Arbeit/Sozialer Dienst Spezia-
listinnen bzw. Spezialisten“ ist eine abgeschlossene Ausbildung (mindestens Bachelor - Niveau) an einer 
Akademie bzw. an einer Fachhochschule für Sozialarbeit oder an einer Hochschule im Studienzweig 
„Psychologie“ oder eine gleichwertige Ausbildung oder eine abgeschlossene Ausbildung im sozial-
pädagogischen Bereich. 

§ 23 

Soziale Arbeit/Sozialer Dienst Fachexpertinnen bzw. Fachexperten 

(1) Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Soziale Arbeit/Sozialer Dienst 
Fachexpertinnen bzw. Fachexperten“ ist eine abgeschlossene Ausbildung (mindestens Master - Niveau) an 
einer Akademie bzw. an einer Fachhochschule für Sozialarbeit oder an einer Hochschule im Studienzweig 



„Psychologie“ oder eine abgeschlossene Ausbildung im sozialpädagogischen Bereich und eine mehrjährige 
fachlich einschlägige Berufserfahrung. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können durch die in § 22 genannten Voraussetzungen 
und eine mindestens sechsjährige fachlich einschlägige Tätigkeit ersetzt werden. 

9. Abschnitt 

Berufsfamilie Pädagogik 

§ 24 

Pädagogische Kinderstationsbetreuerinnen bzw. Kinderstationsbetreuer 

Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Pädagogische Kinderstationsbetreuerinnen 
bzw. Kinderstationsbetreuer“ ist eine fachlich einschlägige Reifeprüfung oder eine gleichwertige 
Ausbildung. 

§ 25 

Pädagoginnen bzw. Pädagogen 

Voraussetzung für die Einreihung in die Modellfunktion „Pädagoginnen bzw. Pädagogen“ ist ein 
fachlich einschlägiges Hochschulstudium (mindestens Bachelor - Niveau) und eine einschlägige Unter-
richtserfahrung im postsekundären Lehrbereich. 

10. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§ 26 

Verweisungen auf Landesgesetze 

Soweit diese Verordnung auf Landesgesetze verweist, sind diese in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden. 

§ 27 

Verweisungen auf Bundesgesetze 

Soweit diese Verordnung auf Bundesgesetze verweist, sind diese in der am 1. Jänner 2020 geltenden 
Fassung anzuwenden. 

§ 28 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Für die Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

  



Vorblatt 

Anlass: 

Mit dem mit 1. Jänner 2020 in Kraft tretenden Burgenländischen Landesbedienstetengesetz - Bgld. 
LBedG 2020, LGBl. Nr. xx/xxxx, wird ein neues Dienst- und Besoldungsrecht für Landesbedienstete 
geschaffen. Nach dem diesem Gesetz zugrundeliegenden System sind die Arbeitsplätze einer 
Berufsfamilie, innerhalb dieser einer Modellfunktion und innerhalb dieser einer konkreten Modellstelle 
zuzuordnen. Gemäß § 28 Abs. 3 Bgld. LBedG 2020 hat die Landesregierung durch Verordnung die 
erforderliche Ausbildung und die facheinschlägige Erfahrung festzulegen, die Voraussetzung für die 
Einreihung in die einzelnen Modellfunktionen sind (Zugangsverordnung). 

Ziel und Inhalt: 

Durch diese Verordnung werden die erforderlichen Ausbildungen und die facheinschlägigen Erfahrungen 
festgelegt, die Voraussetzung für die Einreihung in die einzelnen Modellfunktionen des Einreihungsplans 
sind. 

Alternativen: 

Keine. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Mit dieser Verordnung sind keine Mehrkosten für das Land Burgenland verbunden. 

Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit: 

Dieser Verordnung hat keine Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträg-
lichkeit. 

Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und 
Männer: 

Diese Verordnung hat keine Auswirkungen, die zwischen Frauen und Männer unterscheiden. 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts werden durch diese Verordnung nicht berührt. 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

Keine; insbesondere ist eine Mitwirkung von Bundesorganen im Sinne des Art. 97 Abs. 2 B-VG nicht 
vorgesehen. 
  



Erläuterungen 

Anlass und Inhalt: 

Gemäß § 28 Abs. 3 Bgld. LBedG 2020 hat die Landesregierung durch die Zugangsverordnung die 
erforderliche Ausbildung und die facheinschlägige Erfahrung festzulegen, die Voraussetzung für die 
Einreihung in die einzelnen Modellfunktionen des Einreihungsplans sind. Davon ausgenommen sind jene 
Modellfunktionen, deren Zugangsvoraussetzungen durch Berufsgesetze (zB Ärztegesetz 1998, Gesund-
heits- und Krankenpflegegesetz, Medizinisches Assistenzberufe - Gesetz) geregelt sind, sowie jene, die den 
in Abs. 3 aufgezählten Berufsfamilien aus dem Bereich der Führung zugeordnet sind. Die Fachein-
schlägigkeit ist anhand jener Tätigkeiten zu beurteilen, die mit der jeweiligen Modellfunktion verbunden 
sind. 

Die gegenständliche Verordnung regelt somit, ob eine und bejahendenfalls welche einschlägige Ausbildung 
bzw. facheinschlägige Erfahrung für die Einreihung in die einzelnen Modellfunktionen Voraussetzung ist. 
Es werden die für die einzelnen Modellfunktionen geforderten Qualifikationen und Erfahrungen 
beschrieben und damit dem Ziel einer erhöhten Transparenz Rechnung getragen. 

Weiters wird für einzelne Modellfunktionen neben den Voraussetzungen für den sogenannten Basiszugang 
wie zB ein Lehrabschluss, eine Reifeprüfung oder ein (Fach-)Hochschulstudium auch ein Alternativzugang 
möglich sein. Das bedeutet, dass die grundsätzlich geforderte Voraussetzung wie etwa ein Studium durch 
eine andere Ausbildung, die in der Regel mit einer mehrjährigen fachlich einschlägigen Tätigkeit in einer 
anderen Modellfunktion oder gleichwertigen fachlich einschlägigen Berufserfahrungsjahren verbunden ist, 
ersetzt werden kann. Damit soll eine verstärkte Durchlässigkeit und Mobilität der Bediensteten für 
bestimmte Modellfunktionen gewährleistet werden. 

Kompetenzgrundlage: 

Die Zuständigkeit der Landesregierung zur Erlassung dieser Verordnung ergibt sich aus § 28 Abs. 3 Bgld. 
LBedG 2020. Gemäß § 2 Abs. 1 Z 9 der Geschäftsordnung der Burgenländischen Landesregierung, LGBl. 
Nr. 35/2015, ist die Erlassung von Rechtsverordnungen der kollegialen Beratung und Beschlussfassung 
durch die Landesregierung vorbehalten. 


